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75 Jahre Grundgesetz
I. Einleitung
Das Grundgesetz feiert in diesem Jahr sein 75-jähriges Bestehen. Als Verfassung der Bundesrepublik Deutschland erfreut sich das Grundgesetz der hohen Wertschätzung einer weit überwiegenden Zahl seiner Staatsbürger. Gleichwohl erleben wir es, dass der Grundkonsens über die allgemein zu achtenden Werte des verfassungsmäßigen Staatswesens zumindest hier und da bröckelt. Es könnte sein, dass dem Grundgesetz zunehmend der Wind ins Gesicht bläst und es in nicht zu ferner Zukunft echte Bewährungsproben zu bestehen hat. Dies ist eine Sorge, die gegenwärtig viele Menschen umtreibt und die natürlich nicht außer Betracht bleiben kann, wenn man über das Grundgesetz spricht. Nachfolgend soll zunächst ein kurzer Blick auf die Entstehungsgeschichte des Grundgesetzes (II.) und seine Präambel (III.) geworfen werden. Es folgt die Behandlung der für den einzelnen Staatsbürger eminent bedeutsamen Grundrechte (IV.). Anschließend werden Grundzüge des Staatsorganisationsrechts dargestellt (V.). Am Ende wollen wir uns der Frage zuwenden, ob die tragenden Prinzipien des Grundgesetzes in ihrem Kernbestand angetastet oder gar ausgehöhlt werden können (VI.).
II. Vom Weltkriegsende zur Schaffung des Grundgesetzes
1. Übernahme der Staatsgewalt durch die Siegermächte
Mit dem Ende des 2. Weltkriegs und der Kapitulation der deutschen Streitkräfte am 7. und 8. Mai 1945 übernahmen die Alliierten kraft der Berliner Erklärung vom 5. Juni 1945 in Deutschland die oberste Regierungsgewalt. Die deutsche Staatsgewalt war mit Ausnahme kommunaler Tätigkeiten bereits in den letzten Wochen vor Kriegsende faktisch zum Erliegen gekommen. Deutschland wurde von den Alliierten in Besatzungszonen eingeteilt. Zugleich wurde eine Vier-Mächte-Verwaltung der Siegerstaaten USA, Vereinigtes Königreich, Sowjetunion und – ab August 1945 – Frankreich begründet, die im Alliierten Kotrollrat durch vier Militärgouverneure wahrgenommen wurde. In den vier Besatzungszonen oblag die oberste Befehlsgewalt dem jeweiligen Militärgouverneur, der allein seiner Regierung verantwortlich war.[footnoteRef:1] Das Potsdamer Abkommen vom 2. August 1945 schuf Grundlagen für die künftige deutsche Staatlichkeit, indem es die Beseitigung nationalsozialistischer Organisationen und Gesetze, die Bestrafung der Kriegsverbrecher und die Entfernung aktiver Nationalsozialisten aus Verwaltung und Wirtschaft vorsah, sich dem Erziehungswesen sowie der Wiedererrichtung der Gerichte widmete. Nach dem Inhalt des Potsdamer Abkommens sollte Deutschland als politische und wirtschaftliche Einheit in den Grenzen des 31. Dezember 1937 fortbestehen; alle endgültigen Regelungen wurden einem künftigen Friedensvertrag vorbehalten.[footnoteRef:2] [1:  Kloepfer, Verfassungsrecht, Band I, 2011, § 2 Rn. 77.]  [2:  Botzenhart, Deutsche Verfassungsgeschichte,1993, S. 197; Menger, Deutsche Verfassungsgeschichte der Neuzeit, 3. Aufl., Rn.394.] 

2. Errichtung von Ländern
Deutsche Verwaltungsstrukturen hatten – wie bereits angedeutet – nach Kriegsende am ehesten auf kommunaler Ebene überlebt. Bereits im Jahr 1945 wurde in den Westsektoren auf Initiative der Amerikaner begonnen, neue Länder zu bilden, deren Zuschnitt sich an den Besatzungszonen orientierte.[footnoteRef:3] Preußen, das sich über mehrere Besatzungszonen erstreckte, wurde durch ein Kotrollratsgesetz als vermeintliche Hegemonialmacht Deutschlands aufgelöst.[footnoteRef:4] Die Ministerpräsidenten wurden von den Besatzungsmächten eingesetzt und unterlagen deren Weisungen. Gleiches galt für die nach und nach gewählten Landesparlamente.[footnoteRef:5] Mit der Bildung neuer Länder verband sich die Notwendigkeit, Landesverfassungen zu erstellen, die für das später beratene Grundgesetz eine Vorbildfunktion hatten. Der amerikanische Militärgouverneur Clay erteilte den Ministerpräsidenten bereits im Februar 1946 entsprechende Aufträge. Die Verfassungstexte wurden Ende des Jahres 1946 in Volksentscheiden mit großen Mehrheiten angenommen.[footnoteRef:6] Die Verfassungsbildung verzögerte sich in den Ländern der der französischen Zone bis zum Mai 1947, in der britischen Zone gar bis nach der Verabschiedung des Grundgesetzes.[footnoteRef:7] [3:  Willoweit, 5. Aufl., Deutsche Verfassungsgeschichte, S. 410.]  [4:  Kloepfer, Verfassungsrecht, Band I, 2011, § 2 Rn. 80, 81.]  [5:  Willoweit, 5. Aufl., Deutsche Verfassungsgeschichte, S. 409.]  [6:  Willoweit, 5. Aufl., Deutsche Verfassungsgeschichte, S. 413.]  [7:  Willoweit, 5. Aufl., Deutsche Verfassungsgeschichte, S. 413.] 

Oberhalb der Länder entstanden Zonenverwaltungen, die miteinander kooperierten. Den Anfang machte das im Jahr 1946 eingerichtete, als Bizone bezeichnete Vereinigte Wirtschaftsgebiet der amerikanischen und britischen Zone. Es wurden neue staatliche Institutionen geschaffen, ein Wirtschaftsrat, der parlamentarische Funktionen wahrnahm, ein Länderrat als Vorläufer des späteren Bundesrats, ein Verwaltungsrat, der Regierungsaufgaben wahrnahm, und nicht zuletzt ein Deutsches Obergericht, dessen Entscheidungen bis heute zitiert werden. Die französische Besatzungszone schloss sich im Jahr 1948 an, so dass nun von einer Trizone gesprochen wurde.[footnoteRef:8] [8:  Kloepfer, Verfassungsrecht, Band I, 2011, § 2 Rn. 83.] 

3. Ost-West-Konflikt
Das Ende der Einheit Deutschlands zeichnete sich immer deutlicher als unvermeidbare Folge des weltweiten Ost-West-Konflikts ab. Bei den Westalliierten setzte sich die Überzeugung durch, dass eine dauerhafte Zusammenarbeit mit der Sowjetunion unmöglich war, weil die sowjetische Politik einen aggressiven Charakter offenbarte und die Beherrschung ganz Europas avisierte.[footnoteRef:9] Ferner waren für die Westalliierten die tiefgreifenden Eingriffe der Sowjetunion in das wirtschaftliche Leben Ostdeutschlands nicht hinnehmbar, die durch die Verstaatlichung von Industrieunternehmen, Banken sowie Grund und Boden gekennzeichnet waren,[footnoteRef:10] Die Londoner Vier-Mächte-Konferenz vom Dezember 1947 besiegelte die unüberbrückbaren Differenzen zwischen den drei Westallliierten und der Sowjetunion, das weitere politische Schicksal Deutschlands gemeinsam zu gestalten.[footnoteRef:11] Nun kam es zwischen den Westalliierten und der Sowjetunion zu einem Wettlauf, in ihren Besatzungszonen nach eigenen Wertvorstellungen einen Staat zu etablieren.[footnoteRef:12] [9:  Botzenhart, Deutsche Verfassungsgeschichte,1993, S. 198.]  [10:  Botzenhart, Deutsche Verfassungsgeschichte,1993, S. 197.]  [11:  Menger, Deutsche Verfassungsgeschichte der Neuzeit, 3. Aufl., Rn. 412.]  [12:  Menger, Deutsche Verfassungsgeschichte der Neuzeit, 3. Aufl., Rn. 412; Kloepfer, Verfassungsrecht, Band I, 2011, § 2 Rn. 87.] 

In der Ostzone als dem Gebiet der späteren DDR wurden ebenfalls neue Länder ins Leben gerufen. Anstelle föderaler Vielfalt wurde ein streng gleichmäßiger Verfassungs- und Verwaltungsaufbau eingerichtet. Gewaltenteilung und Berufsbeamtentum wurden beseitigt.[footnoteRef:13] Der Verfassungstext der DDR folgte zwar altliberalen Traditionen, war aber von dem Bekenntnis getragen, dass nicht die juristische Form, sondern allein der politische Wille maßgeblich sein sollte.[footnoteRef:14] [13:  Willoweit, 5. Aufl., Deutsche Verfassungsgeschichte, S. 417 f.]  [14:  Willoweit, 5. Aufl., Deutsche Verfassungsgeschichte, S. 431.] 

4. Schaffung des Grundgesetzes
Die Westalliierten einigten sich nach schwierigen Verhandlungen unter Einbeziehung der Beneluxstatten Niederlande, Belgien und Luxemburg auf der Londoner Sechs-Mächte-Konferenz im Frühjahr 1948 auf drei Dokumente, die den westdeutschen Ministerpräsidenten am 1. Juli 1948, beinahe zeitgleich mit der am 21. Juni 1948 durchgeführten Währungsreform, übergeben wurden. Das erste Dokument enthielt den Auftrag an die Ministerpräsidenten, bis zum 1. September 1948 eine verfassungsgebende Nationalversammlung einzuberufen. Aus Sorge, die Spaltung Deutschlands zu vertiefen, kamen die Ministerpräsidenten gegen den Widerstand der Westalliierten überein, keine Verfassung, sondern ein bloßes Provisorium unter dem den westfälischen Friedensverträgen entlehnten Namen Grundgesetz zu schaffen, für dessen Inkrafttreten anstelle einer Volksabstimmung lediglich die Billigung der Länderparlamente eingeholt werden sollte.[footnoteRef:15] Entsprechend dem provisorischen Charakter wurde das beratende Gremium Parlamentarischer Rat und nicht etwa verfassungsgebende Volksversammlung genannt.  [15:  Kloepfer, Verfassungsrecht, Band I, 2011, § 2 Rn. 90.] 

Die Mitglieder des Parlamentarischen Rats, der das Grundgesetz erarbeiten sollte, wurden von den Länderparlamenten im August 1948 gewählt. Gleichzeitig setzten die Länder einen mit je einem Vertreter der Länder besetzten Sachverständigenausschuss ein, der zwei Wochen auf der Insel Herrenchiemsee tagte und unter dem Begriff „Herrenchiemsee-Entwurf“ Grundzüge des späteren Grundgesetzes konzipierte.[footnoteRef:16] Der aus 65 Mitgliedern bestehende Parlamentarische Rat kam am 1. September 1948 zu seiner konstituierenden Sitzung zusammen, auf der Konrad Adenauer zum Vorsitzenden gewählt wurde. Der Parlamentarische Rat trat im Plenum und sieben Ausschüssen zusammen; Vorsitzender des Hauptausschusses war Carlo Schmid. Das Grundgesetz wurde genau vier Jahre nach der bedingungslosen Kapitulation am 8. Mai 1949 mit 53 gegen 12 Stimmen beschlossen.[footnoteRef:17] Die Militärgouverneure erteilten ihre Genehmigung, machten aber einige Vorbehalte geltend, die insbesondere den Status von Berlin betrafen. [16:  Kloepfer, Verfassungsrecht, Band I, 2011, § 2 Rn. 91, 92.]  [17:  Willoweit, 5. Aufl., Deutsche Verfassungsgeschichte, S. 426; Kloepfer, Verfassungsrecht, Band I, 2011, § 2 Rn. 93.] 

Das Grundgesetzt bedurfte gemäß Art. 144 GG für sein Inkrafttreten der Annahme durch die Volksvertretungen in zwei Dritteln der westdeutschen Länder. Nach Zustimmung von zehn der damaligen elf Länder – lediglich Bayern erklärte seine Ablehnung, gleichzeitig aber seine Zugehörigkeit zur Bundesrepublik – konnte das Grundgesetz am 23. Mai 1949 in Kraft treten.[footnoteRef:18] Die Ablehnung Bayerns beruhte auf der Besorgnis, dass das über die Maßen zentralistische Staatswesen die Gesetzgebungs- und Finanzhoheit der Länder über Gebühr schmälere und als Werk des säkularisierten Geistes zu wenig christlich sei. Dabei handelte es sich um Streitpunkte, mit denen sich bereits der Parlamentarische Rat befasst hatte. [18:  Kloepfer, Verfassungsrecht, Band I, 2011, § 2 Rn. 96.] 

Der Geltungsbereich des Grundgesetzes wurde im Jahr 1957 auf das Saarland und nach der Wende der Jahre 1989/1990 auf das Gebiet der früheren DDR erstreckt. Die deutsche Einheit wurde wieder hergestellt, indem die DDR nach Maßgabe des Art. 23 GG den Beitritt zum Geltungsbereich des Grundgesetzes erklärte.[footnoteRef:19] Der durch Art. 146 eröffnete Weg einer Verfassungsneuschöpfung wurde nicht beschritten.[footnoteRef:20] [19:  Kloepfer, Verfassungsrecht, Band I, 2011, § 2 Rn. 157.]  [20:  Willoweit, 5. Aufl., Deutsche Verfassungsgeschichte, S. 511.] 

III. Präambel
Unter einer Präambel oder Vorspruch versteht man traditionell die in feierlicher Sprache gehaltene Eingangsformel einer Verfassung, die auf die Entstehungsumstände und die Motivation verweist sowie Verheißungen und Zielsetzungen der Verfassung umschreibt. Die Präambel des Grundgesetzes wird leicht überlesen, trifft aber rechtlich bindende Aussagen.[footnoteRef:21] [21:  BVerfG, Urteil vom 31. Juli 1973 – 2 BvF 1/73, BVerfGE 36, 1 Rn. 56.] 

Vorangestellt ist der Präambel die Wendung, dass sich das deutsche Volk „im Bewusstsein seiner Verantwortung vor Gott und den Menschen“ dieses Grundgesetz gegeben habe. Der Gottesbezug wird von der heutigen Staatsrechtslehre nicht mehr als Beleg für eine grundsätzliche Bevorzugung des christlichen Glaubens verstanden. Vielmehr soll es sich um eine Demutsformel handeln, die einer religiösen Überhöhung eine Absage erteilt und Weltlichkeit, Endlichkeit sowie Fehlbarkeit des Grundgesetzes betont.[footnoteRef:22] Tatsächlich enthielten weder die Paulskirchenverfassung noch die Weimarer Verfassung einen Gottesbezug. Der Begriff der Verantwortung „vor den Menschen“ bezeugt, dass das Grundgesetz über die Gegenwart hinaus angelegt ist und auch künftigen Generationen Lebens- und Entfaltungsmöglichkeiten sichert,[footnoteRef:23] wie Art. 20a GG nunmehr ausdrücklich regelt. [22:  Kloepfer, Verfassungsrecht, Band I, 2011, § 4 Rn. 5.]  [23:  Kloepfer, Verfassungsrecht, Band I, 2011, § 4 Rn. 6.] 

Ursprünglich lautete die Formel dahin, dass das deutsche Volk, „von dem Willen beseelt, seine nationale und staatliche Einheit zu wahren und als gleichberechtigtes Glied in einem vereinten Europa dem Frieden der Welt zu dienen“, das Grundgesetz beschlossen habe. Damit konnte der Präambel nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts insbesondere das Wiedervereinigungsgebot entnommen werden.[footnoteRef:24] Das Bundesverfassungsgericht „ging – nicht nur als These der Völkerrechtslehre und der Staatsrechtslehre! - davon aus, dass das Deutsche Reich den Zusammenbruch 1945 überdauert hatte und weder mit der Kapitulation noch durch Ausübung fremder Staatsgewalt in Deutschland durch die alliierten Okkupationsmächte noch später untergegangen war.[footnoteRef:25] Nach Wiederherstellung der staatlichen Einheit Deutschlands wurde das Wiedervereinigungsgebot gestrichen. Unangetastet blieb die bisherige Formel, als gleichberechtigtes Glied in einem vereinten Europa dem Frieden der Welt zu dienen. Damit kann der Formel jedenfalls der Grundsatz der Europa- und Völkerrechtsfreundlichkeit entnommen werden.[footnoteRef:26] [24:  BVerfG, Urteil vom 31. Juli 1973 – 2 BvF 1/73, BVerfGE 36, 1 Rn. 56.]  [25:  BVerfG, Urteil vom 31. Juli 1973 – 2 BvF 1/73, BVerfGE 36, 1 Rn. 54.]  [26:  Kloepfer, Verfassungsrecht, Band I, 2011, § 4 Rn. 7.] 

IV. Grundrechtskatalog
Eines der Glanzstücke des Grundgesetzes ist der in Art. 1 bis 20 GG enthaltenen Grundrechtsteil, der durch die schrecklichen Erfahrungen der NS-Diktatur geprägt ist.[footnoteRef:27] Bereits die Paulskirchenverfassung des Jahres 1849 und die Weimarer Verfassung des Jahres 1919 verbürgten Grundrechte. Die Schwäche beider Kodifikationen äußerte sich freilich darin, dass die Grundrechte keine allgemeine Bindungswirkung erzeugten, insbesondere weithin als bloße Programmsätze verstanden wurden. Darum überrascht es nicht, dass unter der Geltung der Weimarer Verfassung weder eine Grundrechtslehre noch eine Grundrechtsrechtsprechung ausgebildet wurden.[footnoteRef:28] Das Verdienst des Grundgesetzes liegt darin, dass die Grundrechte, wie Art. 1 Abs. 3 GG ausdrücklich vorsieht, eine „individuelle Verfassungserzwingungsmacht“ verleihen und subjektive Rechte der Grundrechtsberechtigten vor allem im Verhältnis zur Staatsgewalt schaffen.[footnoteRef:29] Schon früh wurde die Drittwirkung der Grundrechte auch im privaten Verkehr anerkannt. Im bürgerlichen Recht entfaltet sich der Rechtsgehalt der Grundrechte mittelbar durch die privatrechtlichen Vorschriften. Er ergreift vor allem Bestimmungen zwingenden Charakters und ist für den Richter besonders realisierbar durch die Generalklauseln.[footnoteRef:30] [27:  Willoweit, 5. Aufl., Deutsche Verfassungsgeschichte, S. 426.]  [28:  Kingreen/Poscher, Grundrechte Staatsrecht II, 38. Aufl., Rn. 41.]  [29:  Kloepfer, Verfassungsrecht, Band II, 2010, § 48 Rn. 11.]  [30:  BVerfG, Urteil vom 15. Januar 1958 – 1 BvR 400/51, BVerfGE 7, 198= NJW 1958, 257 „Lüth“.] 

1. Unterscheidung der Grundrechte
Die Grundrechte können als Freiheitsrechte und Gleichheitsrechte klassifiziert werden. 
a) Freiheitsgrundrechte
Die Freiheitsrechte sichern das Recht des einzelnen auf Freiheitsentfaltung gegenüber dem Staat. Die in Art. 1 Abs. 1 GG verankerte Menschenwürde ist nach den Worten des Bundesverfassungsgerichts als der oberste Wert des Grundgesetzes anerkannt und unverfügbar. Die Staatsgewalt hat sie in allen ihren Erscheinungsformen zu achten und zu schützen. Damit werden dem Staat und seiner Rechtsordnung jede Absolutheit und jeder "natürliche" Vorrang genommen.[footnoteRef:31] Das Recht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit wird durch Art. 2 Abs. 1 GG garantiert und hat durch die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts hohe Wirkungsmacht erfahren. Jegliche Beschränkungen der Handlungsfreiheit bedürfen einer (verfassungsmäßigen) gesetzlichen Grundlage, aus der sich die Voraussetzungen und der Umfang der Beschränkungen klar und für den Bürger erkennbar ergeben und die damit dem rechtsstaatlichen Gebot der Normenklarheit entspricht. Bei seinen Regelungen hat der Gesetzgeber ferner den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu beachten, nach dessen Inhalt Grundrechte nur soweit beschränkt werden, als es zum Schutz öffentlicher Interessen unerlässlich ist.[footnoteRef:32] Zusätzlich wurde der Grundrechtsschutz durch den Grundsatz des Vorbehalts des Gesetzes verstärkt, der verlangt, dass der Gesetzgeber die entscheidenden Grundlagen des zu regelnden Rechtsbereichs, die den Freiheitsbereich und Gleichheitsbereich des Bürgers wesentlich betreffen, selbst festlegt und dies nicht dem Handeln der Verwaltung überlässt.[footnoteRef:33] [31:  BVerfG, Urteil vom 23. Januar 2024 – 2 BvB 1/19, Rn. 250.]  [32:  BVerfG, Urteil vom 15. Dezember 1983 – 1 BvR 209/83, BVerfGE 65, 1 Rn. 151= NJW 1984, 419; Beschluss vom 6. Juni 1989 – 1 BvR 921/85, BVerfGE 80, 137 Rn. 62 ff.= NJW 1989, 2525.]  [33:  BVerfG, Beschluss vom 8. Januar 1981 – 2 BvL 3/77 –, BVerfGE 56, 1= NJW 1981, 1311.] 

Spezielle Freiheitsgrundrechte finden sich mit der Freiheit des Glaubens, des Gewissens und der der Religionsausübung in Art. 4 GG, der Meinungs- und Presse-, und Wissenschaftsfreiheit in Art. 5 GG, dem Schutz von Ehe und Familie in Art. 6 GG, der Versammlungsfreiheit in Art. 8 GG, der Vereinigungsfreiheit in Art. 9 GG, der Berufsfreiheit in Art. 12 GG, der Freiheit der Unverletzlichkeit der Wohnung in Art. 13 GG sowie der Freiheit des Brief-, Post- und Fernmeldeverkehrs in Art. 10 GG, der Freiheit des Eigentums in Art. 14 GG und des Grundrechts auf Asyl in Art. 16a GG. Bedeutsam ist, dass die in Art. 2 Abs. 1 GG verankerte allgemeine Handlungsfreiheit ein Auffanggrundrecht darstellt, sofern die speziellen Grundrechte bestimmte Sachverhalte nicht erfassen.[footnoteRef:34] [34:  Kloepfer, Verfassungsrecht, Band II, 2010, § 48 Rn. 15.] 

b) Gleichheitsgrundrechte 
Die Gleichheitsgrundrechte dienen dem Ziel, Vorsorge gegen eine willkürliche oder sachlich nicht gerechtfertigte Ungleichbehandlung von Grundrechtsträgern zu treffen.[footnoteRef:35] Der allgemeine Gleichheitssatz findet sich in Art. 3 Abs. 1 GG. Allerdings steht das Grundrecht sachlich gerechtfertigten Differenzierungen nicht entgegen. Der Gleichheitssatz gebietet dem Normgeber, wesentlich Gleiches gleich und wesentlich Ungleiches ungleich zu behandeln. Der Gleichheitssatz ist dann verletzt, wenn eine Gruppe von Normadressaten oder Normbetroffenen im Vergleich zu einer anderen anders behandelt wird, obwohl zwischen beiden Gruppen keine Unterschiede von solcher Art und solchem Gewicht bestehen, dass sie die unterschiedliche Behandlung rechtfertigen können. Differenzierungen bedürfen stets der Rechtfertigung durch Sachgründe, die dem Differenzierungsziel und dem Ausmaß der Ungleichbehandlung angemessen sind. Ohne Verletzung des Gleichheitsgrundsatzes kann der Gesetzgeber beispielsweise das Amt des Insolvenzverwalters im Interesse der ordnungsgemäßen Durchführung eines Insolvenzverfahrens natürlichen Personen vorbehalten. Eine juristische Person wird durch die Beschränkung des Amts des Insolvenzverwalters auf natürliche Personen nicht in ihren Grundrechten auf Gleichbehandlung und auf Berufsfreiheit verletzt.[footnoteRef:36] [35:  Kloepfer, Verfassungsrecht, Band II, 2010, § 48 Rn. 16.]  [36:  BGH, Beschluss vom 19. September 2013 – IX AR (VZ) 1/12, BGHZ 198, 225=NJW 2013, 3374 Rn. 5 ff.; BVerfG, Beschluss vom 12. Januar 2016 – 1 BvR 3102/13, NJW 2016, 930.] 

Die Gleichberechtigung von Männern und Frauen ist durch Art. 3 Abs. 2 GG normiert. Art. 3 Abs. 3 verbietet eine Benachteiligung wegen des Geschlechtes, der Abstammung, der Rasse, der Sprache, der Heimat und Herkunft, des Glaubens und der religiösen oder politischen Anschauungen. Schließlich hat jeder Deutsche gemäß Art. 33 Abs. 1 GG die gleichen staatsbürgerlichen Rechte und Pflichten und nach Art. 33 Abs. 2 GG nach seiner Eignung, Befähigung und fachlichen Leistung gleichen Zugang zu jedem öffentlichen Amt.
c) Jedermanngrundrechte, Deutschengrundrechte
Ferner ist zwischen den sog. Jedermanngrundrechten, die jede natürliche Person berechtigen, und den sog. Deutschengrundrechten zu unterscheiden, die deutschen Staatsbürgern vorbehalten sind. Schutz der Menschenwürde, freie Entfaltung der Persönlichkeit, Gleichheitsschutz, Religions- und Meinungsfreiheit, Schutz von Ehe und Familie, Eigentumsschutz und Asyl kann jeder Mensch beanspruchen. Dagegen sind insbesondere die Versammlungsfreiheit, die Vereinigungsfreiheit und die Berufsfreiheit deutschen Staatsbürgern vorbehalten. Die Unterscheidung zwischen Menschen- und Bürgerrechten darf nicht dazu führen, dass Ausländern eine Betätigung im Bereich der Bürgergrundrechte völlig verwehrt wäre. Geht es um die Wahrnehmung der Versammlungs-, Vereinigungs- und Berufsfreiheit, können sich Ausländer auf das Auffanggrundrecht des Art. 2 Abs. 1 GG stützen, das ihnen einen Mindestschutz gewährt.
d) Prozessuale Grundrechte
Das Grundgesetz hat ferner zugunsten Rechtsschutz suchender Personen prozessuale Grundrechte eingerichtet. Jedem steht gemäß Art. 19 Abs. 4 GG der Rechtsweg offen, der durch die öffentliche Gewalt in seinen Rechten verletzt wird. Die Verfassungsnorm gewährleistet effektiven und möglichst lückenlosen richterlichen Rechtsschutz gegen Akte der öffentlichen Gewalt. Der Bürger hat einen Anspruch auf eine tatsächlich wirksame gerichtliche Kontrolle.[footnoteRef:37] Das Gericht hat im Rahmen der Amtsermittlungspflicht von sich aus die zur Aufklärung des Sachverhalts notwendigen Maßnahmen zu treffen.  Um dem Gebot effektiven Rechtsschutzes zu genügen, darf ein Gericht auf die Ausschöpfung aller Erkenntnismöglichkeiten daher nur verzichten, wenn Beweismittel unzulässig, schlechterdings untauglich, unerreichbar oder für die Entscheidung unerheblich sind. Dagegen darf es von einer Beweisaufnahme nicht schon dann absehen, wenn die Aufklärung besonders arbeits- oder zeitaufwändig erscheint. [footnoteRef:38] Ferner hat jedermann gemäß Art. 103 Abs. 1 vor Gericht einen Anspruch auf rechtliches Gehör. Die Fachgerichte sind verpflichtet, die Ausführungen der Prozessbeteiligten zur Kenntnis zu nehmen und in Erwägung zu ziehen, was die Berücksichtigung erheblicher Beweisanträge gebietet.[footnoteRef:39] [37:  BVerfG, Nichtannahmebeschluss vom 2. Februar 2024 – 2 BvR 1255/23, Rn. 7.]  [38:  BVerfG, Stattgebender Kammerbeschluss vom 6. Februar 2020 – 2 BvR 1719/19 , Rn. 22.Nichtannahmebeschluss vom 2. Februar 2024 – 2 BvR 1255/23, Rn. 7.]  [39:  BVerfG, Beschluss vom 12. Oktober 1988 – 1 BvR 818/88 –, BVerfGE 79, 51 Rn. 33 ff= NJW 1989, 519.] 

2. Eingriffe in Grundrechte
Der Grundrechtskatalog ist keine Wundertüte. Grundrechte können nicht stets nach freiem Belieben ausgeübt werden, indem man etwa bei Rot über die Kreuzung fährt oder in Ausübung der Meinungsfreiheit Beleidigungen äußert. Die meisten Grundrechte (Art. 2 Abs. 2 Satz 3, Art. 5 Abs. 2, Art. 8 Abs. 2, Art. 12 Abs. 1 Satz 2, Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG) sind mit einem Schrankenvorbehalt versehen, der Eingriffe in den Schutzbereich des Grundrechts auf der Grundlage eines Gesetzes gestattet. Deswegen wird etwa die allgemeine Handlungsfreiheit (Art. 2 Abs. 1 GG) durch die Straßenverkehrsordnung und die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG) durch die Gesetze zum Schutz der persönlichen Ehre beschränkt. Stets ist zu beachten, dass Grundrechtseingriffe mit dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz vereinbar sein müssen. Die Entziehung des elterlichen Sorgerechts ist vor dem Hintergrund des Art. 6 GG nur gerechtfertigt, wenn der entsprechende Eingriff sich als geeignet, erforderlich und angemessen erweist. Wegen der hohen Eingriffsintensität müssen die dem Kind drohenden Schäden ihrer Art, Schwere und Eintrittswahrscheinlichkeit nach konkret festgestellt werden.[footnoteRef:40] [40:  BVerfG, Kammerbeschluss vom 17. November 2023 – 1 BvR 1037/23, BeckRS 2023, 39434 Rn. 41 ff.] 

Schwierige Fragen tauchen auf, soweit bestimmte Grundrechte wie die Freiheit von Kunst und Wissenschaft (Art. 5 Abs. 3 GG) oder die Glaubens- und Religionsfreiheit (Art. 4 GG) keinen Gesetzesvorbehalt kennen. Gleichwohl muss auch in diesem Bereich einem „wildwüchsigen Freiheitsgebrauch“ entgegengetreten werden.[footnoteRef:41] Darum finden diese Grundrechte in den Grundrechten anderer und der Verfassungsordnung immanente Schranken.[footnoteRef:42] Diese Schranken müssen beispielsweise ausgelotet werden, wenn sich Nachbarn durch das nächtliche oder frühmorgendliche Läuten von Kirchenglocken übermäßig gestört fühlen. Liturgisches Glockengeläute wie dreimal tägliches Angelusläuten stellt im herkömmlichen Rahmen regelmäßig keine erhebliche Belästigung, sondern eine zumutbare, sozialadäquate Einrichtung dar[footnoteRef:43] Niemand darf durch eine religiöse Betätigung unter Berufung auf Art. 4 den Straßenverkehr zum Erliegen bringen. [41:  Kingreen/Poscher, Grundrechte Staatsrecht II, 38. Aufl., Rn. 392.]  [42:  Kingreen/Poscher, Grundrechte Staatsrecht II, 38. Aufl., Rn. 396.]  [43:  BVerwG, Beschluss vom 2. September 1996 – 4 B 152/96, NVwZ 1997, 390.] 

V. Staatsorganisationsrecht
Das Staatsorganisationsrecht wird durch verfassungsrechtliche Grundentscheidungen geprägt, die vor allem Ausdruck im Schutz der Menschenwürde durch Art. 1 GG und den Prinzipien des Art. 20 GG finden. Diese Verfassungsnorm bekennt sich zur republikanischen Staatsform, dem Bundesstaatsprinzip, der Sozialstaatlichkeit sowie der Rechtsstaatlichkeit. Die durch Art. 1 und 20 GG statuierten Staatsstrukturprinzipien sind als „Ewigkeitsgarantie“ selbst Änderungen des verfassungsgebenden Gesetzgebers entzogen (Art. 79 Abs. 3 GG).[footnoteRef:44] [44:  Kloepfer, Verfassungsrecht, Band II, 2010, § 6 Rn. 2.] 

1. Staatsform
Die Grundprinzipien unseres Staates können Art. 20 GG entnommen werden: Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer und sozialer Bundesstaat (Art. 20 Abs. 1 GG). Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird vom Volk in Wahlen und Abstimmungen und durch besondere Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung ausgeübt (Art. 20 Abs. 2 GG). Die Gesetzgebung ist an die verfassungsmäßige Ordnung, die vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung sind an Gesetz und Recht gebunden (Art. 20 Abs. 3 GG).
a) Republik
Bereits Art. 20 Abs. 1 GG bezeichnet unser Staatswesen als Republik, ebenso wird in Art. 28 Abs. 1 GG die republikanische Staatsform für die Länder vorgegeben. Damit wird monarchischen Vorstellungen für die Berufung des Staatsoberhaupts eine Absage erteilt. Die Stellung des Staatsoberhaupts kann also nicht kraft dynastischer Nachfolge auf Lebenszeit, sondern nur durch eine Wahl für eine bestimmte Amtszeit erworben werden.[footnoteRef:45] [45:  Kloepfer, Verfassungsrecht, Band II, 2010, § 8 Rn. 7.] 

b) Bundesstaat
Die durch Art. 20 GG betonte föderale Struktur Deutschlands reicht bis in das Mittelalter zurück und wurde erstmals durch die Paulskirchenverfassung des Jahres 1849 näher ausgeformt. Ein Bundesstaat ist ein Staat, der sich aus mehreren Gliedstaaten zusammensetzt. Es handelt sich um eine doppelte Staatlichkeit, weil die Glieder des Bundesstaates, die Länder, Staaten bleiben und dem organisierten Staatenverbund als Gesamtstaat ebenfalls Staatsqualität zukommt.[footnoteRef:46] Abzugrenzen ist der Bundesstaat vom Einheitsstaat, bei dem alle staatlichen Aufgaben in einem Staatswesen gebündelt sind, und dem Staatenbund, bei dem mehrere Staaten einzelne Aufgaben auf gemeinsame Organe übertragen.[footnoteRef:47] Im Bundesstaat wird die Staatsgewalt, Gesetzesvollzug und Rechtsprechung, durch den Zentralstaat und die Gliedstaaten ausgeübt.[footnoteRef:48] Mit dem Bundesstaat geht eine zusätzliche vertikale Gewaltenteilung zwischen Bund und Ländern einher, die dank der dem Bürger auf den verschiedenen staatlichen Ebenen eröffneten Teilhaberechte demokratieverstärkend wirkt.[footnoteRef:49] [46:  Kloepfer, Verfassungsrecht, Band II, 2010, § 9 Rn. 1.]  [47:  Kloepfer, Verfassungsrecht, Band II, 2010, § 9 Rn. 1 ff.]  [48:  Degenhardt, Staatsrecht I, 38. Aufl., Rn. 7.]  [49:  Kloepfer, Verfassungsrecht, Band II, 2010, § 9 Rn. 54 ff.] 

c) Demokratie
Der Begriff der Demokratie meint eine Staatsform, bei der die Staatsgewalt vom Volk ausgeht (Art. 20 Abs. 2 Satz 1 GG). Die Verfassungsnorm bringt als Legitimations- und Verantwortungsprinzip zum Ausdruck, dass jede Ausübung von Staatsgewalt durch den Willen des Volkes demokratisch gebunden sein muss. Dies bedeutet nicht etwa, dass jegliche Wahrnehmung von Staatsgewalt im Sinne einer unmittelbaren Demokratie ausschließlich dem Verfassungsorgan Volk vorbehalten ist. Vielmehr übt das Volk die Staatsgewalt nach Art. 20 Abs. 2 Satz 2 GG in Abstimmungen und Wahlen sowie durch besondere Organe aus.[footnoteRef:50] [50:  Kloepfer, Verfassungsrecht, Band II, 2010, § 7 Rn. 13, 14.] 

Demokratie bedeutet nicht etwa eine Aufhebung der Herrschaft, sondern eine Herrschaft von größeren Teilen der Bevölkerung, der Mehrheit, über kleiner Teile der Bevölkerung, die Minderheit.[footnoteRef:51] Freie Wahlen (Art. 20 Abs. 2 Satz 2 GG) sind unverzichtbares Merkmal einer Demokratie.[footnoteRef:52] Wenngleich die Mehrheit die Richtung vorgibt, muss eine Demokratie Minderheitenschutz beachten. Für besonders bedeutsame Entscheidungen wie eine Verfassungsänderung wird eine Mehrheit von zwei Dritteln verlangt (Art. 79 Abs. 2 GG). Umgekehrt kann im Interesse der Minderheit ein Untersuchungsausschuss schon von einem Viertel der Mitglieder des Bundestages eingesetzt werden (Art. 44 Abs.1 GG). Demokratie ist Herrschaft auf Zeit. Dies impliziert, dass spätere Gesetzgeber - entsprechend dem durch die Wahl zum Ausdruck gebrachten Willen des Volkes - innerhalb der vom Grundgesetz vorgegebenen Grenzen Rechtsetzungsakte früherer Gesetzgeber revidieren können.[footnoteRef:53] Der Grundsatz der Gewaltenteilung, der in Art. 20 Abs. 2 Satz 2 GG verankert ist, gehört zu den verfassungsgestaltenden Strukturprinzipien und zählt zum Leitbild der rechtsprechenden Gewalt nach dem Grundgesetz.[footnoteRef:54] [51:  Kloepfer, Verfassungsrecht, Band II, 2010, § 7 Rn. 16 ff.]  [52:  Kloepfer, Verfassungsrecht, Band II, 2010, § 7 Rn. 23.]  [53:  BVerfG, Beschluss vom 15. Dezember 2015 – 2 BvL 1/12, BVerfGE 141, 1 Rn. 53=NJW 2016, 1295.]  [54:  BVerfG, Beschluss vom 8. November 2022 – 2 BvR 2480/10, BVerfGE 163, 363 Rn. 141=GRUR 2023, 549.] 

Das Demokratieprinzip ist konstitutiver Bestandteil der freiheitlichen demokratischen Grundordnung. Demokratie ist die Herrschaftsform der Freien und Gleichen. Sie beruht auf der Idee der freien Selbstbestimmung aller Bürger. Das Grundgesetz geht insoweit vom Eigenwert und der Würde des zur Freiheit befähigten Menschen aus und verbürgt im Recht der Bürger, in Freiheit und Gleichheit durch Wahlen und Abstimmungen die sie betreffende öffentliche Gewalt personell und sachlich zu bestimmen, zugleich den menschenrechtlichen Kern des Demokratieprinzips.[footnoteRef:55] [55:  BVerfG, Urteil vom 17. Januar 2017 – 2 BvB 1/13, BVerfGE 144, 20-369= NJW 2017, 611 Rn. 542.] 

d) Sozialstaat
Die Bundesrepublik Deutschland versteht sich als sozialen Rechtsstaat (Art. 20 Abs. 1, Art. 28 Abs. 1 GG). Das Sozialstaatsgebot erteilt dem Gesetzgeber den Auftrag, jedem ein menschenwürdiges Existenzminimum zu sichern, wobei dem Gesetzgeber ein Gestaltungsspielraum bei den unausweichlichen Wertungen zukommt, die mit der Bestimmung der Höhe des Existenzminimums verbunden sind. Dieses Grundrecht aus Art. 1 Abs. 1 GG hat als Gewährleistungsrecht in seiner Verbindung mit Art. 20 Abs. 1 GG neben dem absolut wirkenden Anspruch aus Art. 1 Abs. 1 GG auf Achtung der Würde jedes Einzelnen eigenständige Bedeutung. Es ist dem Grunde nach unverfügbar und muss eingelöst werden, bedarf aber der Konkretisierung und stetigen Aktualisierung durch den Gesetzgeber, der die zu erbringenden Leistungen an dem jeweiligen Entwicklungsstand des Gemeinwesens und den bestehenden Lebensbedingungen auszurichten hat. Dabei steht ihm ein Gestaltungsspielraum zu.[footnoteRef:56] Der unmittelbar verfassungsrechtliche Leistungsanspruch auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums erstreckt sich nur auf diejenigen Mittel, die zur Aufrechterhaltung eines menschenwürdigen Daseins unbedingt erforderlich sind. Er gewährleistet das gesamte Existenzminimum durch eine einheitliche grundrechtliche Garantie, die sowohl die physische Existenz des Menschen, also Nahrung, Kleidung, Hausrat, Unterkunft, Heizung, Hygiene und Gesundheit, als auch die Sicherung der Möglichkeit zur Pflege zwischenmenschlicher Beziehungen und zu einem Mindestmaß an Teilhabe am gesellschaftlichen, kulturellen und politischen Leben umfasst, denn der Mensch als Person existiert notwendig in sozialen Bezügen[footnoteRef:57] [56:  BVerfG, Urteil vom 9. Februar 2010 – 1 BvL 1/09 , BVerfGE 125, 175= NJW 2010, 505 Rn. 133.]  [57:  BVerfG, Urteil vom 9. Februar 2010 – 1 BvL 1/09 , BVerfGE 125, 175= NJW 2010, 505 Rn. 135.] 

e) Rechtsstaat
Der Begriff des Rechtsstaats beruht auf der Idee der Mäßigung des Staates und der Abwehr absoluter Machtansprüche der Staatsgewalt zugunsten der persönlichen und politischen Freiheit. Überaus bedeutsam ist Art. 20 Abs. 3 GG, der die gesamte staatliche Gewalt an Gesetz und Recht bindet. Damit ist der Grundsatz der Rechtsstaatlichkeit unverzichtbarer Teil der freiheitlichen demokratischen Grundordnung, deren Wesenselemente Menschenwürde, Demokratie und Rechtsstaat bilden.[footnoteRef:58]  [58:  BVerfG, Urteil vom 17. Januar 2017 – 2 BvB 1/13, BVerfGE 144, 20-369= NJW 2017, 611 Rn. 556.] 

Der Rechtsstaatsgrundsatz zielt auf die Bindung und Begrenzung öffentlicher Gewalt zum Schutz individueller Freiheit und ist durch eine Vielzahl einzelner Elemente geprägt, die in Art. 20 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 GG nur teilweise normativ verankert sind. Für den Begriff der freiheitlichen demokratischen Grundordnung sind dabei die Rechtsbindung der öffentlichen Gewalt (Art. 20 Abs. 3 GG) und die Kontrolle dieser Bindung durch unabhängige Gerichte bestimmend. Die staatlichen Organe sind ebenso wie der Bürger an das geltende Recht gebunden. Zugleich erfordert der Schutz der Freiheit des Einzelnen, dass die Anwendung physischer Gewalt den gebundenen und gerichtlicher Kontrolle unterliegenden staatlichen Organen vorbehalten ist. Das Gewaltmonopol des Staates ist deshalb ebenfalls als Teil der freiheitlichen demokratischen Grundordnung anzusehen.[footnoteRef:59] Das Rechtsstaatsprinzip umfasst als eine der Leitideen des Grundgesetzes auch die Forderung nach materieller Gerechtigkeit. Für den Bereich des Strafrechts werden diese rechtsstaatlichen Anliegen in dem Grundsatz aufgenommen, dass keine Strafe ohne Schuld verwirkt wird.[footnoteRef:60]  [59:  BVerfG, Urteil vom 17. Januar 2017 – 2 BvB 1/13, BVerfGE 144, 20-369= NJW 2017, 611 Rn. 547.]  [60:  BVerfG, Beschluss vom 24. Oktober 1996 – 2 BvR 1851/94, BVerfGE 95, 96= NJW 1997, 929 Rn. 132.] 

Zu den wesentlichen Grundsätzen eines rechtsstaatlichen Verfahrens zählt das Recht auf ein faires Verfahren. Es erschöpft sich nicht in der Selbstbeschränkung staatlicher Mittel gegenüber den beschränkten Möglichkeiten des Einzelnen, die sich in der Verpflichtung niederschlägt, dass staatliche Organe korrekt und fair zu verfahren haben. Als ein unverzichtbares Element der Rechtsstaatlichkeit des Strafverfahrens und daran anknüpfender Verfahren gewährleistet das Recht auf ein faires Verfahren dem Betroffenen, prozessuale Rechte und Möglichkeiten mit der erforderlichen Sachkunde wahrnehmen und Übergriffe der rechtsstaatlich begrenzten Rechtsausübung staatlicher Stellen oder anderer Verfahrensbeteiligter angemessen abwehren zu können. Der Anspruch auf ein faires Verfahren ist durch das Verlangen nach verfahrensrechtlicher "Waffengleichheit" von Ankläger und Beschuldigten gekennzeichnet und dient damit in besonderem Maße dem Schutz des Beschuldigten, für den bis zur Verurteilung die Vermutung seiner Unschuld streitet.[footnoteRef:61] [61:  BVerfG, Nichtannahmebeschluss vom 21. Juni 2023 – 2 BvR 1082/21, Rn. 37.] 

f) Widerstandsrecht
Gegen jeden, der es unternimmt, die verfassungsmäßige Ordnung zu beseitigen, haben alle Deutschen nach Art. 20 Abs. 4 GG das Recht zum Widerstand, wenn andere Abhilfe nicht möglich ist. Das Widerstandsrecht ist eine Staats- und Verfassungsnothilfe, die dann wirksam werden soll, wenn die im Grundgesetz vorgesehenen institutionalisierten Kontrollmechanismen versagen. Der Widerstandsfall greift demnach nur im Falle eines Staatsstreiches, und zwar unabhängig davon, ob ein solcher Staatsstreich von oben, also durch staatliche Organwalter oder von unten durch gesellschaftliche Kräfte vorgenommen wurde. Voraussetzung ist insoweit, dass es jemand unternimmt, die staatliche Ordnung im Sinne des 20 Abs. 4 zu beseitigen. Gemeint ist die Beseitigung der in Art. 20 Abs. 1 bis 3 GG genannten Ordnung, soweit diese Ordnung gemäß Art. 79 Abs. 3 GG unabänderlich ist. Das Widerstandsrecht ist keine verfassungsrechtliche Ausformung eines Rechts auf zivilen Ungehorsam, die eine gewissensbestimmte, aber gesetzeswidrige Handlung rechtfertigt, die sich etwa unter Berufung auf Umweltschutz gegen das Abholzen von Bäumen auf fremden Grundstücken richtet. Der Staat kann es nicht dulden, dass Entscheidungen, die durch rechtmäßige Mehrheitsbeschlüsse zustande gekommen sind, von einer Minderheit mit rechtswidrigen Mitteln wie der Begehung von Straftatbeständen untergraben werden. Der Verzicht auf die Durchsetzung der Mehrheitsregel führt zu einer Desavouierung der Rechtsordnung, die den Rechtsfrieden gefährdet.[footnoteRef:62] [62:  OLG Schleswig, Urteil vom 9. August 2023 – 1 ORs 4 Ss 7/23, NStZ 2023, 740 Rn. 70 ff.] 

2. Bundestag
Der Bundestag ist innerhalb der repräsentativen Demokratie des Grundgesetzes das einzige durch Wahl des Staatsvolks unmittelbar legitimierte Verfassungsorgan. Als eine der drei Staatsgewalten obliegt ihm die Gesetzgebung.
a) Aufgaben
Das Parlament ist als Vertretung des Volkes primäres Forum der politischen Auseinandersetzung und Willensbildung. Mit Rücksicht auf die besondere Legitimation und seine weitreichenden Befugnisse kann dem Bundestag eine gewisse Vorrang- oder Leitfunktion gegenüber den andern Verfassungsorganen zugesprochen werden.[footnoteRef:63] Die Hauptfunktionen des Bundestages äußern sich in der Gesetzgebungsfunktion, die auch das Budgetrecht als Königsrecht des Parlaments umfasst (Art. 110 Abs. 2 GG), in seiner Kontrollfunktion gegenüber der Regierung und schließlich in seiner Kreationsfunktion bei der Wahl eigener Organe und der Besetzung anderer Verfassungsorgane. Wichtigster Ausdruck der Kreationsfunktion bildet die Wahl des Bundeskanzlers durch den Bundestag (Art. 63 Abs. 1 GG). Ferner wirkt der Bundestag an der Wahl der Richter des Bundeverfassungsgerichts mit, die je zur Hälfte von Bundestag und Bundesrat bestimmt werden (Art. 94 GG). Regelmäßig entscheidet der Bundestag durch Stimmenmehrheit (Art. 42 Abs. 2 GG). Die Sitzungen des Bundestages sind öffentlich (Art. 42 Abs. 1 GG). Damit bildet das Parlament das staatliche Forum der öffentlichen Information und Diskussion. [63:  Kloepfer, Verfassungsrecht, Band II, 2010, § 15 Rn. 2; Degenhardt, Staatsrecht I, 38. Aufl., Rn. 36.] 

b) Stellung der Abgeordneten
Die Abgeordneten sind Vertreter des ganzen Volkes, an Aufträge und Weisungen nicht gebunden und nur ihrem Gewissen unterworfen. Die Vorschrift des Art 38 Abs. 1 Satz 2 GG gewährleistet für jeden der nach Art 38 Abs. 1 Satz 1 GG gewählten Abgeordneten sowohl die Freiheit in der Ausübung seines Mandats als auch die Gleichheit im Status der Vertreter des ganzen Volkes. So setzt sich insbesondere die Gleichheit der Wahl in der gleichen Mitwirkungsbefugnis aller Abgeordneten fort und hält damit auch in den Verzweigungen staatlich-repräsentativer Willensbildungsprozesse die demokratische Quelle offen, die aus der ursprünglichen, im Wahlakt liegenden Willensbetätigung jedes einzelnen Bürgers fließt. Das freie Mandat "schließt die Rückkopplung zwischen Parlamentariern und Wahlvolk nicht aus, sondern ganz bewusst ein" und schafft durch den Zwang zur Rechtfertigung Verantwortlichkeit.[footnoteRef:64]  [64:  BVerfG, Urteil vom 8. Dezember 2004 – 2 BvE 3/02, BVerfGE 112, 118= NJW 2005, 203 Rn. 50.] 

c) Wahl
Die Abgeordneten des Deutschen Bundestages werden in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl gewählt (Art. 38 Abs. 1 GG). Die Wahlperiode beträgt vier Jahre (Art. 39 Abs. 1 GG). Das Grundgesetz verlangt, dass jeder Bürger frei und im Rechtssinne (vor dem Gesetz) gleich ist. Für das Demokratiegebot bedeutet dies, dass jedem Staatsangehörigen, der auf Grund seines Alters und ohne den Verlust seines aktiven Wahlrechts wahlberechtigt ist, ein gleicher Anteil an der Ausübung der Staatsgewalt zusteht.[footnoteRef:65] Die Gleichbehandlung aller Staatsbürger bei der Ausübung des Wahlrechts ist eine der wesentlichen Grundlagen der freiheitlich demokratischen Grundordnung, wie sie das Grundgesetz verfasst. Der Grundsatz der Gleichheit der Wahl gebietet, dass alle Staatsbürger das aktive und passive Wahlrecht möglichst in formal gleicher Weise ausüben können. Er ist im Sinne einer strengen und formalen Gleichheit zu verstehen.[footnoteRef:66] [65:  BVerfG, Urteil vom 8. Dezember 2004 – 2 BvE 3/02, BVerfGE 112, 118= NJW 2005, 203 Rn. 48.]  [66:  BVerfG, Urteil vom 3. Juli 2008 – 2 BvC 1/07 –, BVerfGE 121, 266=NVwZ 2008, 99 Rn. 91.] 

Die Ausgestaltung des Wahlverfahrens ist entsprechend Art. 38 Abs. 3 GG in einem besonderen Gesetz, dem Bundeswahlgesetz, geregelt. Bei der Wahl zum Bundestag hat der Wähler zwei Stimmen. Mit der Erststimme kann ein Direktkandidat im jeweiligen Wahlkreis gewählt werden. Die Zweitstimme entscheidet, wie viele Sitze eine Partei im Bundestag erhält. Nur Parteien, die mindestens fünf Prozent der Zweitstimmen auf sich vereinigen konnten, erhalten überhaupt einen Sitz im Parlament (§ 4 Abs. 2 Nr. 2 BWG). Die Fünf-Prozent-Hürde galt in der Vergangenheit nicht, wenn eine Partei mindestens drei Direktmandate erringen konnte. Diese Grundmandatsklausel wurde allerdings im Jahr 2023 abgeschafft. Bereits im Parlamentarischen Rat hatte sich das Verhältniswahlrecht nur knapp gegenüber dem Mehrheitswahlrecht durchgesetzt, dessen Intentionen durch die Einführung einer Sperrklausel Rechnung getragen wurde.[footnoteRef:67] Es erscheint nicht unbedenklich, wenn eine Regierungskoalition das Wahlrecht in einer Weise ändert, dass bisher im Bundestag vertretene Parteien einem künftigen Parlament voraussichtlich nicht mehr angehören werden. [67:  Willoweit, 5. Aufl., Deutsche Verfassungsgeschichte, S. 426.] 

3. Bundesrat
Die Bunderepublik Deutschland ist ein Bundesstaat, in dem die Länder als Gliedstaaten durch den Bundesrat auf die politische Willensbildung des Bundes als Zentralstaat Einfluss nehmen können. Der Bundesrat ist ein kollegiales Verfassungsorgan des Bundes, das aus Mitgliedern der Landesregierungen besteht. Er wird nicht aus den Ländern gebildet.[footnoteRef:68] Der Bundesrat wählt für jeweils ein Jahr einen Präsidenten (Art. 52 Abs. 1 GG).  [68:  BVerfG, Urteil vom 18. Dezember 2002 – 2 BvF 1/02 –, BVerfGE 106, 310 Rn. 137.] 

Durch den Bundesrat wirken die Länder gemäß Art 50 GG bei der Gesetzgebung und der Verwaltung des Bundes sowie in Angelegenheiten der Europäischen Union mit. Diese Mitwirkung erfolgt nicht unmittelbar, sondern vermittelt durch die aus dem Kreis der Landesregierungen stammenden Mitglieder des Bundesrates. [footnoteRef:69] Im Unterschied etwa zu dem Senat in den USA ist der Bundesrat keine echte zweite vom Volk gewählte Kammer. Vielmehr sind seine Mitglieder die Regierungen der Länder, die Vertreter bestellen und abberufen (Art. 51 Abs. 1 GG). Die Zahl der Stimmen eines Landes bzw. seiner Mitglieder bestimmt sich gemäß Art. 51 Abs. 2 GG nach der Einwohnerzahl. Jedes Land hat mindestens drei Stimmen, Länder mit einer Einwohnerzahl von mehr als sieben Millionen verfügen über sechs Stimmen.  [69:  BVerG, Urteil vom 18. Dezember 2002 – 2 BvF 1/02 –, BVerfGE 106, 310 Rn. 137.] 

Die Stimmen eines Landes sind nach Art. 51 Abs. 3 Satz 2 GG einheitlich abzugeben. Aus dieser Konzeption des Grundgesetzes für den Bundesrat folgt, dass der Abgabe der Stimmen durch einen Stimmführer jederzeit durch ein anderes Bundesratsmitglied desselben Landes widersprochen werden kann und damit die Voraussetzungen der Stimmführerschaft insgesamt entfallen. Der Bundesratspräsident nimmt somit die Stimme eines einzelnen Bundesratsmitglieds als Stimmenabgabe für das ganze Land entgegen, sofern nicht ein anderes Mitglied des jeweiligen Landes abweichend stimmt.[footnoteRef:70] Abweichende Stimmabgaben führen zur Ungültigkeit.[footnoteRef:71] [70:  BVerG, Urteil vom 18. Dezember 2002 – 2 BvF 1/02 –, BVerfGE 106, 310 Rn. 139.]  [71:  BVerG, Urteil vom 18. Dezember 2002 – 2 BvF 1/02 –, BVerfGE 106, 310 Rn. 154.] 

4. Gesetzgebung
Für Demokratie, Rechtsstaat und Sozialstaat ist die Gesetzgebung von überragender Bedeutung, die Rechtssicherheit für den Bürger und demokratische Legitimation für das Staatshandeln erzeugt.[footnoteRef:72] Nur ein ordnungsgemäß zustande gekommenes Gesetz kann in Grundrechte des Bürgers eingreifen. Art. 70 GG räumt das Recht der Gesetzgebung den Ländern ein, soweit nicht das Grundgesetz dem Bunde Gesetzgebungszuständigkeiten verleiht. Entgegen der durch Art. 70 GG zugunsten der Länder geschaffenen Regel-Ausnahme-Konstruktion gewinnt in der Verfassungswirklichkeit die Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes eindeutig das Übergewicht. [72:  Degenhardt, Staatsrecht I, 38. Aufl., Rn. 141.] 

a) Ausschließliche Gesetzgebung
Art. 73 GG enthält einen Katalog von Materien, in dem ausschließlich der Bund gesetzgebungsbefugt ist. Dies gilt vor allem für Materien, die Staatsinteressen im Ausland oder im internationalen Bereich betreffen. Beispiele sind auswärtige Angelegenheiten und Verteidigung (Art. 73 Abs. 1 Nr. 1 GG), die Staatsangehörigkeit (Art. 73 Abs. 1 Nr. 2 GG), Währungs-, Geld-, Münzwesen, Maße, Gewichte und Zeitbestimmung (Art. 73 Abs. 1 Nr. 3 GG), Luftverkehr (Art. 73 Abs. 1 Nr. 6 GG), Eisenbahnen, die im Eigentum des Bundes stehen (Art. 73 Abs. 1 Nr. 6a GG), Postwesen und Telekommunikation (Art. 73 Abs. 1 Nr. 7 GG), Abwehr von Gefahren durch internationalen Terrorismus (Art. 73 Abs. 1 Nr. 9a GG) und die Erzeugung und Nutzung von Kernenergie (Art. 73 Abs. 1 Nr. 14 GG).
b) Konkurrierende Gesetzgebung
Im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung können die Länder nach Art. 72 Abs. 1 GG tätig werden, solange und soweit der Bund von seiner Gesetzgebungsbefugnis keinen Gebrauch gemacht hat. Die Gebiete der konkurrierenden Gesetzgebung werden in Art. 74 GG genannt. Die konkurrierende Gesetzgebung betrifft die wichtigste Kompetenzgrundlage der deutschen Gesetzgebung. Der Bund hat für die Bereiche des bürgerlichen Rechts, des Strafrechts und der Gerichtsverfassung (Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 GG), des Rechts der Wirtschaft (Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 GG), des Arbeitsrechts (Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 GG) und des Steuerrechts (Art. 105 Abs. 2 GG) von seiner Gesetzgebungskompetenz weithin Gebrauch gemacht, so dass den Ländern insoweit kein bedeutsamer Regelungsbereich eröffnet ist.[footnoteRef:73] [73:  Kloepfer, Verfassungsrecht, Band II, 2010, § 21 Rn. 69.] 

Freilich wird die Kompetenz des Bundes im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung durch Art. 72 Abs. 2 GG eingeschränkt. In den dort genannten Materien darf er nur tätig werden, wenn die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse oder die Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit eine bundesgesetzliche Regelung erforderlich macht. Als praktisch bedeutsame Materien sind den Ländern lediglich die Kulturhoheit und die Polizeihoheit im Bereich der präventiven Gefahrenabwehr verblieben.[footnoteRef:74] [74:  Kloepfer, Verfassungsrecht, Band II, 2010, § 21 Rn. 164 f] 

c) Gesetzgebungsverfahren
aa) Initiativrecht
Nach Art. 76 GG werden Gesetzesvorlagen bei dem Bundestag durch die Bundesregierung, aus der Mitte des Bundestages oder durch den Bundesrat eingebracht. Damit normiert das Grundgesetz einen numerus clausus der Initiativberechtigten und erteilt plebiszitären Gesetzesinitiativen eine Absage. Das Grundgesetz kennt bei der weiteren Behandlung der Vorschläge keine Unterschiede hinsichtlich der verschiedenen Initianten.[footnoteRef:75] Der Gesetzesentwurf muss ein vollständig ausgearbeitetes Gesetzeswerk enthalten.[footnoteRef:76] In der Staatspraxis dominierend sind Gesetzesinitiativen der Bundesregierung, die über die personellen und sachlichen Ressourcen verfügt, um auch komplexe Gesetzeswerke zu konzipieren. Nur das Kollegialorgan Bundesregierung, nicht einzelne Bundesministerien sind initiativberechtigt. Gesetzesvorschläge aus der Mitte des Bundestages müssen mindestens von Abgeordneten herrühren, deren Anzahl der Stärke einer Fraktion entspricht.[footnoteRef:77] Der Bundesrat kann mit der absoluten Mehrheit seiner Stimmen ein Gesetz vorschlagen (Art. 52 Abs. 3 Satz 1 GG). Vorlagen der Bundesregierung werden zunächst dem Bundesrat zugeleitet (Art. 76 Abs. 2 GG), umgekehrt Vorlagen des Bundesrats zunächst der Bundesregierung (Art. 76 Abs. 3 GG). Der Gesetzesvorschlag wird anschließend mit der Stellungnahme des Bundesrats bzw. der Bundesregierung dem Bundestag vorgelegt. [75:  Kloepfer, Verfassungsrecht, Band II, 2010, § 21 Rn. 174.]  [76:  Kloepfer, Verfassungsrecht, Band II, 2010, § 21 Rn. 177.]  [77:  Degenhardt, Staatsrecht I, 38. Aufl., Rn. 209.] 

bb) Beschlussfassung des Bundestages
Gesetzes werden nach Art. 77 Abs. 1 Satz 1 von dem Bundestag beschlossen. Der Beschlussfassung gehen drei Beratungen, Lesungen, voraus, die selbstverständlich zu Änderungen des Entwurfs führen können. Die Vorlagen werden in den betroffenen Parlamentsausschüssen verfassungsrechtlich und sachlich geprüft. Im Rahmen der dritten Lesung, dem Kernstück der Gesetzgebung, erfolgt nach einer Aussprache im Plenum die Schlussabstimmung, bei der nach Art. 42 Abs. 2 Satz 1 GG eine relative Mehrheit genügt.[footnoteRef:78] [78:  Kloepfer, Verfassungsrecht, Band II, 2010, § 21 Rn. 200 ff.] 

cc) Mitwirkung des Bundesrats
Nach der Beschlussfassung leitet der Präsident des Bundestags das Gesetz unverzüglich dem Bundesrat zu (Art. 77 Abs. 1 Satz 2 GG). Der Einfluss des Bundesrats auf das Gesetz hängt davon ab, ob es sich um ein Einspruchs- oder Zustimmungsgesetz handelt.
(1) Einspruchsgesetz
Will der Bundesrat einen Einspruch erheben, so wird zunächst der aus jeweils 16 Vertretern des Bundestags und des Bundesrats gebildete Vermittlungsausschuss angerufen (Art. 77 Abs. 2 Satz 1 GG). Werden Änderungen vorgeschlagen, muss der Bundestag erneut über das Gesetz beschließen (Art. 77 Abs. 2 Satz 5 GG). Allerdings kann der Bundestag den Einspruch des Bundesrats mit der Mehrheit seiner Mitglieder zurückweisen (Art. 77 Abs. 4 GG). Bei einem Einspruchsgesetz kann der Bundesrat das Inkrafttreten lediglich verzögern, aber letztlich nicht verhindern.[footnoteRef:79] [79:  Degenhardt, Staatsrecht I, 38. Aufl., Rn. 228.] 

(2) Zustimmungsgesetz
Bei einem Zustimmungsgesetz kommt dem Bundesrat, wenn er sein Einvernehmen verweigert, ein gültigkeitsverhinderndes Vetorecht zu.[footnoteRef:80] Zustimmungspflichtig sind insbesondere Gesetze, welche die Verwaltungshoheit der Länder berühren (Art. 84 Abs. 1 Satz 6, Art. 85 Abs. 1 Satz 1 GG). Ebenso verhält es sich für die Materie der Bundeswehrverwaltung (Art. 87b GG), der Kernenergie (Art. 87c GG) und den Finanz- und Haushaltsbereich der Länder (Art. 105 Abs. 3 GG). [80:  Kloepfer, Verfassungsrecht, Band II, 2010, § 21 Rn. 209.] 

dd) Ausfertigung und Verkündung
Abgeschlossen wird das Gesetzgebungsverfahren mit der Ausfertigung und Verkündung des Gesetzes. Unter der Ausfertigung ist die Herstellung der Urschrift des Gesetzes zu verstehen, die nach Art. 82 Abs. 1 Satz 1 GG dem Bundespräsidenten obliegt. Mit seiner Unterschrift bestätigt der Bundespräsident nach Gegenzeichnung durch die Bundesregierung den ordnungsgemäßen Verfahrensablauf und die Übereinstimmung des Gesetzestextes mit dem im Verfahren festgestellten Gesetzesinhalt. Mit der Ausfertigung ordnet der Bundespräsident die Verkündung des Gesetzes im Bundesgesetzblatt an, durch die das Gesetz in Kraft tritt, also rechtlich existent wird.[footnoteRef:81] [81:  Degenhardt, Staatsrecht I, 38. Aufl., Rn. 235.] 

d) Rechtsverordnung
Von formellen Gesetzen sind Rechtsverordnungen zu unterscheiden, die Rechtsnormen der Regierung darstellen und im Rang unterhalb des formellen, vom Parlament beschlossenen Gesetzes angesiedelt sind. Durch Gesetz können nach Art. 80 Abs. 1 Satz 1 GG die Bundesregierung, ein Bundesminister oder die Landesregierungen ermächtigt werden, Rechtsverordnungen zu erlassen. Gemäß Art. 80 Abs. 1 Satz 2 GG müssen Inhalt, Zweck und Ausmaß der erteilten Ermächtigung im Gesetz bestimmt werden. Mit Rücksicht auf die Gewaltenteilung bedürften Rechtsverordnungen einer gesetzlichen Grundlage, die Inhalt, Zweck und Ausmaß hinreichend konkretisiert. Mit Hilfe des Bestimmtheitsgrundsatzes soll eine parlamentarische Selbstentäußerung verhindert werden.[footnoteRef:82] Die Gesetzgebungsmacht darf nicht – wie dies unter der Weimarer Verfassung geschah – durch ein Ermächtigungsgesetz in Gänze auf die Exekutive übertragen werden. [82:  Kloepfer, Verfassungsrecht, Band II, 2010, § 21 Rn. 354.] 

5. Bundesregierung
Die Bundesregierung nimmt als Teil der Exekutive neben dem Bundestag die Staatsleitung wahr. Das Grundgesetz fasst die Regierung und die Verwaltung, die den Vollzug der Gesetze sicherzustellen hat, unter dem Begriff „vollziehende Gewalt“ zusammen.[footnoteRef:83]  [83:  Kloepfer, Verfassungsrecht, Band II, 2010, § 18 Rn. 8.] 

a) Kollegialorgan
Die Bundesregierung besteht gemäß Art. 62 GG aus dem Bundeskanzler und den Bundesministern. Für die Zuweisung der Aufgaben und Befugnisse ist maßgeblich, ob sie dem Kollegialorgan, dem Bundeskanzler oder einem Bundesminister zugeordnet sind.[footnoteRef:84] Die Anzahl der Bundesministerien und ihre Zuständigkeit bestimmt der Bundeskanzler aufgrund seiner Organisationsgewalt. Der Bundeskanzler kann, ohne dass es eines Gesetzes bedarf, neue Ministerien bilden, bestehende Ministerien zusammenlegen oder auflösen.[footnoteRef:85] Die Bundesregierung entscheidet bei Meinungsverschiedenheit mehrerer Bundesminister (Art. 65 Satz 3 GG). Darüber hinaus besteht eine kollegiale Beschlusszuständigkeit für alle Gesetze und Verordnungen der Bundesregierung sowie alle Angelegenheiten von allgemeiner politischer, wirtschaftlicher, sozialer, finanzieller und kultureller Bedeutung.[footnoteRef:86] Allgemeine Verwaltungsvorschriften für den Vollzug der Bundesgesetze durch die Länder im Auftrage des Bundes können gemäß Art. 85 Abs. 2 Satz 1 GG ausschließlich von der Bundesregierung als Kollegium mit Zustimmung des Bundesrates erlassen werden, nicht durch den zuständigen Fachminister.[footnoteRef:87]  [84:  Degenhardt, Staatsrecht I, 38. Aufl., Rn. 758.]  [85:  Degenhardt, Staatsrecht I, 38. Aufl., Rn. 798.]  [86:  Degenhardt, Staatsrecht I, 38. Aufl., Rn. 783.]  [87:  BVerfG, Beschluss vom 2. März 1999 – 2 BvF 1/94, BVerfGE 100, 249= NVwZ 1999, 977.] 

b) Bundeskanzler
Der Bundeskanzler ist die Zentralgestalt im politischen System der Bundesrepublik Deutschland, die häufig als Kanzlerdemokratie bezeichnet wird. Der Bundeskanzler wird gemäß Art. 63 GG vom Bundestag gewählt. Das Grundgesetz hat damit ein parlamentarisches Regierungssystem normiert, das stärker ausgeprägt und zugleich mehr auf Stabilität der Regierung angelegt ist als unter der Weimarer Reichsverfassung. Die Bestimmung des Bundeskanzlers ist, anders als die des Reichskanzlers unter der Bismarckschen wie unter der Weimarer Reichsverfassung, grundsätzlich in die Hände des Parlaments gelegt (Art. 63 Abs. 1 bis 3 GG); die Abberufung des Kanzlers ist nicht einfach als Sturz, sondern nur als Ersetzung, wiederum nur durch das Parlament, möglich (Art. 67 GG); die Stellung des Kanzlers ist weiterhin gestärkt durch sein Recht, die Minister nach seiner Wahl dem Bundespräsidenten zur Ernennung oder Entlassung vorzuschlagen (Art. 64 GG). Keine dieser Bestimmungen entspricht der Weimarer Reichsverfassung.[footnoteRef:88]  [88:  BVerfG, Urteil vom 16. Februar 1983 – 2 BvE 1/83 –, BVerfGE 62, 1 Rn. 111.] 

Der Bundeskanzler bestimmt gemäß Art. 65 Satz 1 GG die Richtlinien der Politik, trägt dafür die Verantwortung und leitet nach Art. 65 Satz 4 GG die Geschäfte der Bundesregierung. Damit bringt das Grundgesetz die besondere politische Führungsrolle des Bundeskanzlers in der Bundesregierung zum Ausdruck. Der Bundeskanzler wirkt in der Regel entscheidend an der Aufgabe der Regierung zur Staatsleitung mit, aus der jene Autorität und Ressourcenvorteile erwachsen, die für die Bindung an den Grundsatz der Chancengleichheit und die sich daraus ergebenden Neutralitätspflichten ursächlich sind.[footnoteRef:89] Im Rahmen der Richtlinienkompetenz erwächst dem Bundeskanzler die Verantwortung, politische Führung nicht nur dadurch zu ermöglichen, dass er Ziele und Maßnahmen zu einem Gesamtkonzept zusammenführt und unterschiedliche politische Auffassungen in Ausgleich bringt. Vielmehr obliegt ihm auch die Organisation und Gewährleistung einer stabilen und handlungsfähigen Bundesregierung für die Dauer der Wahlperiode.[footnoteRef:90] Handelt es sich um Mehrparteienregierungen, wird die Richtlinienkompetenz des Bundeskanzlers durch Koalitionsvereinbarungen eingegrenzt und abgeschächt. [89:  BVerfG, Urteil vom 15. Juni 2022 – 2 BvE 4/20, BVerfGE 162, 207 Rn. 87.]  [90:  BVerfG, Urteil vom 15. Juni 2022 – 2 BvE 4/20, BVerfGE 162, 207 Rn. 102.] 

c) Bundeminister
Die Bundesminister werden gemäß Art. 64 GG auf Vorschlag des Bundeskanzlers ernannt und entlassen. Sie nehmen als Mitglieder des Kollegialorgans Bundesregierung und als Bundesminister eine Doppelfunktion wahr. Innerhalb der Richtlinien des Bundeskanzlers leiten die Bundesminister nach Art. 65 Satz 2 GG ihren Geschäftsbereich selbständig in eigener Verantwortung. Die Minister üben staatsleitende, andererseits Aufgaben der Verwaltung aus.[footnoteRef:91] In ihrer exekutiven Funktion sind die Bundesminister innerhalb ihres Ressorts oberste Dienst- und Aufsichtsbehörden gegenüber der nachgeordneten Verwaltung.[footnoteRef:92] [91:  Kloepfer, Verfassungsrecht, Band II, 2010, § 18 Rn. 197.]  [92:  Kloepfer, Verfassungsrecht, Band II, 2010, § 18 Rn. 199.] 

c) Regierungsbildung durch Wahl des Bundeskanzlers
Die Regierung wird gebildet, indem gemäß Art. 63 GG der Bundestag den Bundeskanzler wählt, auf dessen Vorschlag die Bundesminister ernannt werden (Art. 64 GG). Für seine Wahl benötigt der Bundeskanzler nach Art. 63 Abs. 2 GG die Stimmen der Mehrheit des Bundestages, die sog. Kanzlermehrheit. Die Wahl erfolgt auf Vorschlag des Bundespräsidenten, der sich in Ausübung seines Vorschlagsrechts an den politischen Kräfteverhältnissen des Bundestags orientiert.
Sofern der vom Bundespräsident Vorgeschlagene keine Mehrheit erhält, geht das Initiativrecht in einem zweiten Wahlgang auf den Bundestag über. Auch hier bedarf der Gewählte der Mehrheit der Stimmen (Art. 63 Abs. 3 GG). Erst wenn binnen vierzehn Tagen nach dem ersten Wahlgang eine Wahl nicht zustande kommt, wird in einem weiteren Wahlgang gewählt, wer die meisten Stimmen erhält (Art. 63 Abs. 4 GG). Jetzt hat der Bundespräsident die Wahl, entweder den Gewählten zu ernennen oder den Bundestag aufzulösen. 
Das Amt des Bundeskanzlers und der Bundesminister endet mit dem Zusammentritt eines neuen Bundestages (Art. 69 Abs. 2 GG GG). Der Bundeskanzler ist nach Art. 69 Abs. 3 GG auf Ersuchen des Bundespräsidenten, die Bundesminister sind auf Ersuchen des Bundespräsidenten und des Bundeskanzlers verpflichtet, die Geschäfte bis zur Ernennung eines Nachfolgers zu führen.
d) Konstruktives Misstrauensvotum, Vertrauensfrage
Kraft Art. 54 WRV waren der Reichskanzler und die Reichminister zum Rücktritt verpflichtet, wenn ihnen der Reichstag das Misstrauen aussprach. In einer bewussten Abkehr sieht Art. 67 GG vor, dass der Bundestag dem Bundeskanzler nur das Misstrauen aussprechen kann, indem er mit seiner Mehrheit einen Nachfolger wählt. Einzelnen Ministern kann nicht das Misstrauen ausgesprochen werden. Die Regelung zeigt, dass die Regierung während ihrer gesamten Amtsdauer vom Vertrauen des Parlaments abhängt.[footnoteRef:93]  [93:  Kloepfer, Verfassungsrecht, Band II, 2010, § 18 Rn. 110, 111.] 

Der Bundeskanzler ist nach Art. 68 GG befugt, den Antrag zu stellen, ihm das Vertrauen auszusprechen. Erhält der Antrag nicht die Mehrheit, kann der Bundespräsident auf Vorschlag des Bundeskanzlers den Bundestag auflösen. Die Norm ist darauf angelegt, während der laufenden Wahlperiode dem amtierenden Bundeskanzler zu ermöglichen, ein ausreichendes Maß an parlamentarischer Unterstützung zu gewinnen oder zu festigen; sie will eine vorschnelle Auflösung des Bundestages verhindern und damit zu politischer Stabilität im Verhältnis von Bundeskanzler und Bundestag beitragen.[footnoteRef:94] Die auflösungsgerichtete Vertrauensfrage ist nur dann gerechtfertigt, wenn die Handlungsfähigkeit einer parlamentarisch verankerten Bundesregierung verloren gegangen ist. Handlungsfähigkeit bedeutet, dass der Bundeskanzler mit politischem Gestaltungswillen die Richtung der Politik bestimmt und hierfür auch eine Mehrheit der Abgeordneten hinter sich weiß.[footnoteRef:95] Drei Verfassungsorgane - der Bundeskanzler, der Deutsche Bundestag und der Bundespräsident - haben es jeweils in der Hand, die Auflösung nach ihrer freien politischen Einschätzung zu verhindern. Dies trägt dazu bei, die Verlässlichkeit der Annahme zu sichern, die Bundesregierung habe ihre parlamentarische Handlungsfähigkeit verloren.[footnoteRef:96] [94:  BVerfG, Urteil vom 15. Juni 2022 – 2 BvE 4/20, BVerfGE 162, 207 Rn. 97.]  [95:  BVerfG, Urteil vom 25. August 2005 – 2 BvE 4/05 –, BVerfGE 114, 121 Rn. 133.]  [96:  BVerfG, Urteil vom 25. August 2005 – 2 BvE 4/05 –, BVerfGE 114, 121 Rn. 155..] 

6. Bundespräsident
Der Bundespräsident ist als Staatsoberhaupt oberstes Bundesorgan, an der politischen Gestaltung aber nur in geringem Maße beteiligt. Das Grundgesetz hat eine rein parlamentarische Regierungsform etabliert und im Unterschied zur Weimarer Verfassung auf den Dualismus von parlamentarischem und präsidentiellem System verzichtet. Der Bundespräsident hat als Bestandteil der Exekutive die umfassenden Befugnisse des Reichspräsidenten eingebüßt.
a) Zuständigkeiten
Der Bundespräsident ist abweichend vom Reichspräsidenten lediglich in zwei eng begrenzten Fällen zur Auflösung des Parlaments befugt, nämlich wenn der zum Bundeskanzler Gewählte nicht die Mehrheit der Stimmen, sondern nur die meisten Stimmen (relative Mehrheit) erhält (Art. 63 Abs. 4 S. 3 GG) oder die von dem Bundeskanzler gestellte Vertrauensfrage abschlägig beschieden wird (Art. 68 Abs. 1 S. 1 GG). In diesen Konstellationen kann er innerhalb seiner Neutralitätspflicht[footnoteRef:97] stabilisierend und integrierend wirken.[footnoteRef:98] [97:  Kloepfer, Verfassungsrecht, Band II, 2010, § 17 Rn. 22]  [98:  Degenhardt, Staatsrecht I, 38. Aufl., Rn. 798.] 

An der Gesetzgebung wirkt der Bundespräsident durch Ausfertigung und Verkündung der Gesetze mit (Art. 82 Abs. 1 GG). Das Notverordnungsrecht des Art. 48 WRV wurde wegen der nachteiligen Erfahrungen der Weimarer Republik vom Grundgesetz nicht übernommen. Der Bundespräsident besitzt sowohl ein formelles, auf das ordnungsgemäße Zustandekommen eines Gesetzes gerichtetes als auch ein materielles, die Verfassungsmäßigkeit eines Gesetzes betreffendes Prüfungsrecht. Das materielle Prüfungsrecht greift allerdings nur ein, sofern ein Verfassungsverstoß evident ist.[footnoteRef:99] [99:  Degenhardt, Staatsrecht I, 38. Aufl., Rn. 813.] 

b) Gegenzeichnung
Alle Anordnungen und Verfügungen des Bundespräsidenten bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung durch den Bundeskanzler oder den zuständigen Bundesminister (Art. 58 GG). Unter den Begriff der Begriff der Anordnung und Verfügung fallen die schriftlichen nach außen wirkenden rechtlichen Entscheidungen des Bundespräsidenten., nicht etwa Reden und Interviews.[footnoteRef:100] [100:  Degenhardt, Staatsrecht I, 38. Aufl., Rn 803.] 

c) Repräsentation
Im Mittelpunkt der Tätigkeit des Bundespräsidenten steht die Repräsentationsfunktion. Diese Aufgabe ist politischer Natur und nicht rechtlich normiert. Dem Bundespräsidenten obliegt als Teilaspekt der Repräsentation die völkerrechtliche Vertretung des Bundes, wozu auch die Beglaubigung und der Empfang von Gesandten gehört (Art. 59 Abs. 1 GG).[footnoteRef:101] [101:  Kloepfer, Verfassungsrecht, Band II, 2010, § 17 Rn. 17 f.] 

d) Wahl des Bundespräsidenten
Der Bundespräsident wird auf fünf Jahre durch die Bundesversammlung gewählt (Art. 54 Abs. 1 GG), die ausschließlich zur Präsidentenwahl zusammentritt. Die Bundesversammlung besteht je zur Hälfte aus Abgeordneten des Bundestags und der Länderparlamente (Art. 54 Abs. 3 GG). Der Gewählte benötigt in den ersten beiden Wahlgängen die Mehrheit der Stimmen, in einem dritten Wahlgang ist gewählt, wer die meisten Stimmen erhält (Art. 54Abs. 6 GG).
7. Rechtsprechung
Die Rechtsprechung ist gemäß Art. 92 den Richtern anvertraut. Sie wird durch die obersten Bundesgerichte (Art. 95 GG) und das Bundesverfassungsgericht (Art. 93 GG) ausgeübt.
a) Richtervorbehalt
Der Rechtsprechung darf nur von Gerichten, nicht von Organen der anderen Staatsgewalten ausgeübt werden.[footnoteRef:102] Handelt es sich um besonders belastende Eingriff wie eine Durchsuchung der Wohnung (Art. 13 GG) oder eine Freiheitsentziehung (Art. 104 Abs. 2 GG), wird ein Richter bereits präventiv eingeschaltet.[footnoteRef:103] Die richterliche Unabhängigkeit wird durch Art. 97 GG gewährleistet. Richter sind keinen Weisungen unterworfen und damit sachlich unabhängig.[footnoteRef:104] Die persönliche Unabhängigkeit äußert sich darin, dass ein Richter gegen seinen Willen grundsätzlich nicht versetzt oder seines Amtes enthoben werden darf.[footnoteRef:105] [102:  Kloepfer, Verfassungsrecht, Band II, 2010, § 23 Rn. 38.]  [103:  Kloepfer, Verfassungsrecht, Band II, 2010, § 23 Rn. 41.]  [104:  Kloepfer, Verfassungsrecht, Band II, 2010, § 23 Rn. 48.]  [105:  Kloepfer, Verfassungsrecht, Band II, 2010, § 23 Rn. 54.] 

b) Oberste Gerichtshöfe des Bundes
Durch Art. 95 GG wurden als oberste Gerichtshöfe der Bundesgerichtshof, das Bundesverwaltungsrecht, der Bundesfinanzhof, das Bundesarbeitsgericht und der Bundesfinanzhof errichtet. Mit den verschiedenen Gerichtszweigen geht eine fachlich gegliederte Instanzgerichtsbarkeit einher.[footnoteRef:106] Mit Rücksicht auf die unterschiedlichen Zuständigkeiten garantiert Art. 101 GG den gesetzlichen, nämlich in jedem konkreten Einzelfall zuständigen Richter. [106:  Degenhardt, Staatsrecht I, 38. Aufl., Rn 455.] 

c) Bundesverfassungsgericht
Eine überragende Funktion innerhalb der Rechtsprechung nimmt das Bundesverfassungsgericht ein (Art. 93, 94 GG), dessen Zuständigkeiten aus Art. 93 GG folgen. Zu den wichtigsten Zuständigkeiten gehören Organstreitverfahren zwischen oder innerhalb obersten Bundesorganen über verfassungsrechtlich begründete Rechten und Pflichten (Art. 93 Abs. 1 Nr. 1 GG), die abstrakte Normenkontrolle auf Antrag der Bundesregierung, einer Landesregierung oder eines Viertels der Mitglieder des Bundestags bei Meinungsverschiedenheiten über die Vereinbarkeit von Bundes- oder Landesrecht mit dem Grundgesetz (Art. 93 Abs. 1 Nr. 2 GG) und die konkrete Normenkontrolle auf Antrag eines mit einer bestimmten Norm befassten Gerichts (Art. 100 GG). Am praktisch bedeutsamsten ist die durch Art. 93 Abs. 1 Nr. 4a GG jedem Bürger eröffnete Verfassungsbeschwerde, die mit der Behauptung erhoben werden kann, durch die öffentliche Gewalt in einem Grundrecht verletzt worden zu sein. Allerdings muss vor Anrufung des Bundesverfassungsgerichts erst der Instanzenzug durchlaufen werden.
VI. Schutz der Verfassung
Die grundlegenden verfassungsrechtlichen Wertungen des Grundgesetzes sollen dauerhaft sichergestellt und vor einer Aushöhlung bewahrt werden. Das Grundgesetz bekennt sich zu einer wehrhaften Demokratie, die es nicht duldet, dass ihre freiheitliche Ordnung beseitigt wird.
1. Ewigkeitsgarantie
Art. 79 Abs. 3 GG bestimmt, dass eine Änderung des Grundgesetzes, durch welche die Gliederung des Bundes in Länder, die grundsätzliche Mitwirkung der Länder bei der Gesetzgebung oder die in den Art. 1 und 20 GG niedergelegten Grundsätze berührt werden, unzulässig ist. Die Norm errichtet für den verfassungsändernden Gesetzgeber unverbrüchliche Schranken und entzieht den Verfassungsgrundsatz der Achtung der Menschenwürde und die Staatsstrukturprinzipien jeder Verfassungsänderung.[footnoteRef:107] Die von Art. 79 Abs. 3 GG umfassten Inhalte genießen demgemäß absoluten Bestandsschutz (sog. Ewigkeitsgarantie). Hieraus folgt, dass Art. 79 Abs. 3 GG im Vergleich zu anderen Verfassungsnormen als übergeordnet anzusehen ist und Verfassungsänderungen, welche die durch Art. 79 Abs. 3 GG gezogenen Grenzen nicht beachten, sich ihrerseits als "verfassungswidriges Verfassungsrecht" darstellen würden und nichtig wären. Art. 79 Abs. 3 GG bestimmt damit diejenigen Gehalte, an denen sich auch der verfassungsändernde Gesetzgeber messen lassen muss.[footnoteRef:108]  [107:  BVerfG, Urteil vom 23. Januar 2024 – 2 BvB 1/19, Rn. 203.]  [108:  BVerfG, Urteil vom 23. Januar 2024 – 2 BvB 1/19, Rn. 204.] 

a) Geschützte Inhalte
Art. 79 Abs. 3 GG benennt als geschützte, auch im Wege der Verfassungsänderung nicht abänderbare Inhalte ausdrücklich die Gliederung des Bundes in Länder, die grundsätzliche Mitwirkung der Länder bei der Gesetzgebung und die in den Art. 1 und 20 GG niedergelegten Grundsätze. Die Aufzählung ist abschließend.[footnoteRef:109] Dazu gehört nicht nur der in Art. 1 Abs. 1 verankerte Grundsatz der Menschenwürde. Auch das in Art. 1 Abs. 2 GG enthaltene Bekenntnis zu unverletzlichen und unveräußerlichen Menschenrechten als Grundlage der menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und der Gerechtigkeit erlangt insoweit Bedeutung; in Verbindung mit der in Art. 1 Abs. 3 GG enthaltenen Verweisung auf die nachfolgenden Grundrechte sind deren Verbürgungen insoweit einer Einschränkung grundsätzlich entzogen, als sie zur Aufrechterhaltung einer dem Art. 1 Abs. 1 und 2 GG entsprechenden Ordnung unverzichtbar sind. Ebenso wie der originäre Verfassungsgeber darf auch der verfassungsändernde Gesetzgeber danach grundlegende Gerechtigkeitspostulate nicht außer Acht lassen. Dazu gehören der Grundsatz der Rechtsgleichheit und das Willkürverbot.[footnoteRef:110] [109:  BVerfG, Urteil vom 23. Januar 2024 – 2 BvB 1/19, Rn. 206.]  [110:  BVerfG, Urteil vom 23. April 1991 – 1 BvR 1170/90, BVerfGE 84, 90 Rn. 125.] 

b) Zweck der Regelung
Die Regelung soll verhindern, dass die geltende Verfassungsordnung in ihrer Substanz auf dem formal-legalistischen Weg eines verfassungsändernden Gesetzes beseitigt und zur nachträglichen Legalisierung eines totalitären Regimes missbraucht werden kann. Anpassungen einzelner Ausprägungen des Demokratie- und Rechtsstaatsprinzips im Wege verfassungsändernder Gesetzgebung steht Art. 79 Abs. 3 GG nicht entgegen.[footnoteRef:111] Dass im Falle einer (revolutionären) Neuschaffung einer Verfassungsordnung die durch Art. 79 Abs. 3 GG geschützten Grundsätze jedenfalls faktisch beseitigt werden können, führt nicht dazu, dass die verfasste Gewalt, zu der auch der verfassungsändernde Gesetzgeber gehört, nicht an diese Grundsätze gebunden ist.[footnoteRef:112] [111:  BVerfG, Urteil vom 23. Januar 2024 – 2 BvB 1/19, Rn. 207.]  [112:  BVerfG, Urteil vom 23. Januar 2024 – 2 BvB 1/19, Rn. 205.] 

2. Parteiverbot
Nach dem grundgesetzlichen Konzept der "wehrhaften Demokratie" können Parteien, die auf die Abschaffung der freiheitlichen demokratischen Grundordnung ausgehen, gemäß Art. 21 Abs. 2 GG verboten und damit vollständig an der Wahrnehmung des Verfassungsauftrags zur Mitwirkung an der politischen Willensbildung des Volkes gemäß Art. 21 Abs. 1 Satz 1 GG gehindert werden. Dabei schließt das Konzept der "wehrhaften Demokratie" auch die gleichheitswidrige Benachteiligung solcher Parteien durch den Ausschluss aus der staatlichen Finanzierung ein. Die durch Art. 79 Abs. 3 GG garantierte Substanz des Demokratieprinzips, das heißt die selbstbestimmte, freie und gleiche Teilhabe der Bürgerinnen und Bürger an der politischen Willensbildung und das Gebot der Legitimation der Ausübung staatlicher Gewalt durch das Volk, wird dadurch nicht tangiert.[footnoteRef:113] [113:  BVerfG, Urteil vom 23. Januar 2024 – 2 BvB 1/19, Rn. 218.] 

VII. Schluss
Die vorstehenden Ausführungen sollten einen kurzen Überblick über das Grundgesetz verschaffen und zu einem besseren Verständnis seiner Wertordnung beitragen. Die Leitideen der freiheitlich-demokratischen Grundordnung müssen immer wieder in das Bewusstsein gerufen werden, um gegen sie gerichteten Angriffe wirksam vorzubeugen. Natürlich gehört in diesen Zusammenhang auch die Diskussion, ob die Wertordnung des Grundgesetzes zusätzlicher Schutzmechanismen bedarf.
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